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Strukturpolitik, Wirtschaftsdemokratie usw. 
Und die unteren Gruppen brauchen Unterstüt‑
zung. Gerade Bildung ist das zentrale Thema, 
aber eben als solidarische Bildung, die zugleich 
sozial ausgleichend ist, individuelle und kreative 
Freiräume schafft und so für eine neue Gemein‑
schaftlichkeit steht, für junge Menschen Sinn 
macht. Eine solche Orientierung darf nicht mit 
allgemeiner Verstaatlichung gleichgesetzt wer‑
den. Mehrheitsfähig ist eine demokratisch or‑
ganisierte und regulierte neu zu definierende 
Mischwirtschaft, nicht die Staatswirtschaft.

Wird sowohl von der Vision einer solida‑
rischen Gesellschaft als auch von den aufge‑
zeigten sozial und ökologisch zerstörerischen 
Prozessen ausgegangen, »liegt auf der Hand«, 
was hier und heute mindestens zu tun ist: 
m	� gegen Armut und soziale Ausgrenzung mo‑

bilisieren – für armutsfeste soziale Mindest‑
standards und eine Devisen- bzw. Finan‑
zumsatzsteuer zugunsten der global Armen 
eintreten; 

m	� Widerstand gegen die Privatisierung öffent‑
licher Leistungen und Ressourcen organisie‑
ren – für ihren Erhalt und Ausbau bei ihrer 
gleichzeitigen Demokratisierung aktiv sein; 
stärker als bisher muss die Frage nach der 
Gestaltung und Struktur öffentlicher Unter‑
nehmen Gegenstand linker Diskussionen 
sein; 

m	� für eine Demokratisierung und Vergesell‑
schaftung von Forschung und Entwicklung, 
für eine demokratische Gestaltung von Inno‑

vationsprozessen in ihrer ganzen Tiefe wir‑
ken;

m	� gegen die herrschende Sicherheits- und Mi‑
litärdoktrin protestieren – für zivile Konfliktlö‑
sungen streiten; 

m	� gegen sozial und ökologisch verheerende 
Produktion opponieren – für die Konversion 
zerstörerischer Formen der (insbesondere 
Rüstungs- und Energie-) Produktion wirken; 

m	� gegen Menschen- und Bürgerrechtsverlet‑
zungen aufbegehren – sich für die Verteidi‑
gung und Stärkung der Grundrechte engagie‑
ren (nicht zuletzt in der eigenen Gesellschaft).

Diese im antikapitalistischen und kapitalistis‑
muskritischen, auch im antineoliberalen po‑
litischen Repertoire der Linken keineswegs 
neuen Schlussfolgerungen bzw. Schritte müs‑
sen so qualifiziert werden, dass sie zugleich als 
effiziente, erfolgversprechende und zukunftsfä‑
hige Maßnahmen gegen die Finanz- und Wirt‑
schaftskrisen, Klima-, Ernährungs- und En‑
ergiekrisen fungieren können und verstanden 
werden. Sie müssen ihren transformatorischen 
Charakter als kurz- und mittelfristige Krisenlö-
sung und als langfristige Krisenverhinderung 
beweisen. Soweit Vorschläge zu einem neuen 
New Deal, insbesondere zu einem Green New 
Deal, entsprechende Maßnahmen vorsehen, 
verdienen sie Unterstützung – doch falsche 
Schritte, die in ihnen propagiert werden, müs‑
sen deutlich kritisiert werden, wodurch auch 
Konturen eines linken Green New Deal deutlich 
gemacht werden können.

»Die außerordentlich schwierige 
Aufgabe besteht darin, die Gren­
zen der progressiven politischen 
Vorstellungskraft zu überwinden, 

die ihr durch die Aggressivität der 
neoliberalen Herausforderung im 
Zusammenhang mit dem Kollaps 

der bürokratischen sozialistischen 
Regimes in den frühen 1990ern 

auferlegt worden waren. Progres­
sive sollten mutig und aufs Neue 

nach Paradigmen sozialer Organi­
sation trachten, deren unverbrüch­

liche Ziele Gleichheit und eine 
partizipatorisch-demokratische 

Kontrolle der nationalen und inter­
nationalen Wirtschaft sind.«

Walden Bello, 2009

Grafik 2: Wertorientierungen und mögliche soziale Bündnisse
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Bisher waren Linke – wie auch die Marktlibe‑
ralen – mehrheitlich davon ausgegangen, dass 
Wachstum der Schlüssel zur Lösung der Pro‑
bleme ist; nur wurde Wachstum unterschiedlich 
definiert und mit jeweils anderen Zielen ver‑
bunden. Angesichts der erreichten Kapazität 
materieller Produktion und der ökologischen 
Probleme wird der Übergang zu qualitativer 
Entwicklungzentral. Der Strukturwandel selbst 
rückt in den Mittelpunkt.

These 10: Der Kampf um die Demokratisie­
rung der Kommunen und der Betriebe und 
Institutionen stellt ein Schlüsselglied für so­
lidarische Bündnisse dar.

Die Orientierung der Konjunkturpolitik auf 
die Erhaltung der Grundstrukturen der bundes‑
deutschen Wirtschaft ist verbunden mit einem 
sinkenden Gewicht demokratischer Entschei‑
dungsprozesse. Bei der Verteilung der Mittel 
aus den Konjunkturpaketen dominiert die Exe‑
kutive die Legislative. Die Richtung und die Art 
und Weise, in der sich ausgehend von diesen 
Umverteilungsprozessen die Krise löst, wird die 
gesellschaftliche Entwicklung auf längere Sicht 
prägen. 

Diese sich in Krisenzeiten intensivierende 
Wechselbeziehung von Ökonomie und Politik 
muss in einer entsprechend engen Verbindung 
von Demokratisierungsbestrebungen auf der 
kommunalen mit denen auf der betrieblichen 
Ebene, in Forderungen nach einer Demokra‑
tisierung der sozialen Sicherungssysteme und 
einer Stärkung der Legislative gegenüber der 
Exekutive sowie in der Durchsetzung von For‑
men direkter Demokratie ihre Entsprechung fin‑
den. Das Öffnen von Entscheidungsprozessen 
über die Durchsetzung von Transparenz und 
durch die Nutzung aller Möglichkeiten, bereits 
zugängliche Entscheidungsprozesse zu beein‑
flussen, sind Voraussetzung, um die Lohnab‑
hängigen in ihrer politischen Handlungsfähigkeit 
zu stärken und Bündnisse mit anderen sozialen 
Kräften zu schließen.

In der politischen Praxis erweisen sich die 
Demokratisierung des Umgangs mit der kom‑
munalen Infrastruktur und den öffentlichen Res‑
sourcen sowie die Einflussnahme auf Entschei‑
dungen in Betrieben, Schulen, Universitäten 
und anderen Institutionen als Ansatzpunkte für 
Bündnisse zwischen verschiedenen Akteuren 
und als eine Basis gemeinsamen Handelns. 
An den Entscheidungen der Kommunen und 
der kommunalen Betriebe sollten die davon 
unmittelbar Betroffenen partizipieren können 
– »Kunden«, Konsumenten wie Beschäftigte. 
Die lokale, kommunale und regionale Ebene 
und die Ebene der Betriebe und Institutionen, 
in denen Menschen arbeiten, sind von beson‑
derer Bedeutung, weil sie in erster Linie hier 
Kompetenzen erwerben, individuelle und kol‑

lektive Lernprozesse erfahren, neue soziale 
Beziehungen entwickeln und ihre Lebenswei‑
sen verändern können. Erst daraus entsteht 
eine linke Politik nicht nur für, sondern vor allem 
durch Bürgerinnen und Bürger, Lohnabhängige 
selbst.

Angesichts der drohenden neuen Welle von 
Arbeitslosigkeit wird in den nächsten Monaten 
die Frage nach einem grundlegenden Umsteu‑
ern der Beschäftigungspolitik zentral werden. 
Hier ist die Forderung nach einer Demokrati‑
sierung der Bundesagentur und anderer mit 
den Hartz-Reformen geschaffenen Strukturen 
von entscheidender Bedeutung. Von der Politik 
der Bundesagentur wird eine enorme Wirkung 
auf die Steuerung der anstehenden Umstruk‑
turierung in der Wirtschaft ausgehen. Es wird 
sich entscheiden, inwieweit die Beschäfti‑
gungspolitik im Sinne der Hartz-Gesetzgebung 
Strukturentscheidungen von Unternehmen 
nachvollzieht und ihnen entsprechende Ar‑
beitskraft bereitstellt, oder inwieweit sie unter 
Nutzung demokratischer Verfahren und da‑
rauf beruhendem Rückhalt in der Öffentlich‑
keit Potenziale aufbaut, um einen anderen Typ 
wirtschaftlicher Entwicklung zu befördern. Ge‑
werkschaftliche Forderungen, wie die nach Zu‑
kunftsfonds (IG Metall) oder Konjunkturpaket III 
(ver.di), können nur so wirksam werden. Das er‑
fordert an erster Stelle eine Revitalisierung und 
Verbreiterung der Selbstverwaltung sowie eine 
Wiederbelebung des strukturpolitischen Auf‑
trages der Beschäftigungspolitik. Nötig ist eine 
Selbstverwaltung unter wirksamer Beteiligung 
aller gesellschaftlichen Gruppen. Nötig ist die 
Ausrüstung der Institutionen mit der Möglich‑
keit der Schaffung strukturpolitisch orientierter 
Beschäftigungsgesellschaften (nicht wie jetzt 
Auffanggesellschaften). Nötig ist eine Arbeits‑
weise, die Projekte befördert, in denen sich 
Erwerbslose selbstorganisiert an der Schaffung 
neuer regionaler Wirtschaftsstrukturen bzw. ei‑
ner erneuerten Infrastruktur beteiligen können. 
Nötig sind Foren, in denen unvermeidbare In‑
teressenkonflikte zwischen der Bundesagentur 
und ihren Beschäftigten auf der einen und den 
Leistungsberechtigten auf der anderen Seite in 
gegenseitiger Achtung und gewaltfrei ausgetra‑
gen werden können.

Kommunale, regionale und betriebliche Ini‑
tiativen, z. B. gegen Militärprojekte und soziale 
und ökologische Zerstörung, Bündnisse im 
Kampf gegen die Privatisierung bzw. für die 
Rekommunalisierung öffentlicher Leistungen, 
Unternehmen und Einrichtungen, Engagement 
für aktive Kommunal- und Regionalentwicklung 
(auch in Anknüpfung an erarbeitete Landes
entwicklungskonzepte), und die Umgestaltung 
von Unternehmen, die sich nicht nach den In‑
teressen von Global Playern und ihren Partnern 
richtet, können zugleich Anker internationaler 

»Was, über die Kontroller  
der Banken hinaus, sollte auf 
der öffentlichen Tagesordnung 
sein?
m	� Besteuert die höchsten 

Einkommen.
m	� Besteuert die internatio­

nalen Finanztransaktionen 
einschließlich der Währungs­
transaktionen.

m	� Streicht die Schulden des 
Südens.

m	� Schließt die Steueroasen.
m	� Bringt die transnationalen 

Konzerne unter Kontrolle.
m	� Gebt Eurobonds heraus für 

öffentliche Dienstleistungen, 
vor allem für den öffentlichen 
Transport.«

Susan George, 2009

»Einerseits gilt, dass man aus der 
gegenwärtigen Krisensituation nur 
mit und durch den Staat heraus­
kommt. Andererseits ist dieser 
Staat noch nicht der demokra­
tische oder besser noch wirt­
schaftsdemokratische Staat, der 
der (Zivil)Gesellschaft ein mäch­
tiges Mandat zur Eindämmung der 
Macht der ökonomischen Eliten 
›zur Regulation des Kapitals ent­
sprechend den Bedürfnissen der 
Gesellschaft und zu neuen  
Ansätzen demokratischer Selbst­
steuerung überträgt.‹«

Redaktion Sozialismus, 2009
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und globaler Bewegungen gegen neoliberaler 
Globalisierung und Militarisierung werden. In 
einer solchen Gestalt und verbunden mit brei‑
ten gesellschaftlichen Bündnissen für eine an‑
dere Politik können die konkreten Kämpfe »vor 
Ort« zur lebendigen Grundlage einer erneuerten 
Linken werden. Es sind Orte des Lernens, der 
Veränderung und Selbstveränderung. Nur aus 
ihnen heraus kann die Massenbasis für eine so‑
lidarisch-emanzipatorische Politik erwachsen. 

Das muss sich materialisieren in Strukturen 
und Arbeitsformen, in denen sich die Menschen 
als EinwohnerInnen, als Beschäftigte in einem 
Unternehmen oder im öffentlichen Dienst, auch 
als regional orientierte UnternehmerInnen, Wis‑
senschaftlerInnen oder als Erwerbslose glei‑
chermaßen beteiligen können. Dabei kann z. B. 
an. an Erfahrungen der Armutskonferenzen 
und ähnlicher Foren oder auch an die Idee 
einer unabhängigen Sozialberichterstattung 
angeknüpft werden. Auch die Institution des 
Beteiligungshaushaltes (auch Bürgerhaushalt) 
erhält vor diesem Hintergrund eine neue, grö‑
ßere Bedeutung. International erprobte Formen 
des Monitoring von Politik, z. B. die Budgetana‑
lyse als Möglichkeit zu mehr Transparenz der 
Haushaltspolitik, ließen sich in derartigen Bünd‑
nisprojekten realisieren.

Die anhaltenden Auseinandersetzungen um 
das öffentliche Bankensystem (bzw. dessen 
Reste) ist schließlich ein weiteres Problem, das 
nur durch eine Stärkung demokratischer Ele‑
mente produktiv lösbar ist. Die Auseinanderset‑
zung um den Charakter der Sparkassen wird 
dabei zentral werden – inwieweit werden sie 
weiter das Interesse an der Entwicklung ihrer 
Basisregionen und einer soliden Geschäfts‑
politik haben, wenn die politische Bindung 
schwächer wird? Für Deutschland war die 
Geschäftspolitik der öffentlichen Banken einer 
der Auslöser der Krise! Die jetzt anvisierte Lö‑
sung, durch Bad Banks und durch eine Fusion 
der Landesbanken die Probleme mangelnder 
Transparenz und Kontrolle zu verlagern, beför‑
dert in diesem Sektor die Privatisierungsten‑
denz und schwächt die Möglichkeiten öffent‑
licher Banken, aktive strukturprägende Politik 
zu unterstützen.

These 11: Eine solche strategische Orientie­
rung verlangt eine Veränderung aller linken 
Kräfte, ihre Bereitschaft und Fähigkeit zu 
langfristiger Kooperation sowie die Ausnut­
zung der Risse im herrschenden Block. Die 
»Mosaik-Linke« wird nicht wirksam, wenn 
sie ihre Fragmentierung nicht überwindet. 
Der Kampf um die Gewinnung von SPD und 
Grünen für das Projekt einer solidarischen 
Umgestaltung muss aufgenommen werden.

Rosa Luxemburg sagte einmal, dass das 
Wie von Politik oft wichtiger ist, als das Was, 

»Die Bundesregierung hat einen 
so genannten ›Wirtschaftsfonds‹ 

in gleichem Umfang von 100 Mrd. 
Euro beschlossen. Allerdings ist 

er nicht an Auflagen zur Beschäf­
tigungssicherung, einer Beleg­

schaftsbeteiligung und auch nicht 
die Bedingung zukunftsweisender 

Investitionen in zukunftsfähige 
Produkte und Produktionsverfah­
ren gebunden. Als Beispiele seien 

hier nur Energie- und Rohstoff spa­
rende Herstellungsverfahren, die 

Umwelttechnologien, regenerative 
Energien und Kraftstoff sparen­
de Motoren genannt. Die Linke 

will also nicht nur einfach Mittel 
für notleidende Unternehmen 

bereitstellen wie die Bundesregie­
rung, sondern sie erstens an eine 
Demokratisierung der Wirtschaft 

knüpfen, in dem die Beteiligungs- 
und Mitbestimmungsrechte der 

Belegschaften erweitert und 
gestärkt werden.

Und zweitens wollen wir die not­
wendigen Investitionen in Bereiche 

lenken, die sozial und ökologisch 
nachhaltig sind. Wir haben immer 
wieder betont, dass die Bereiche 
der öffentlichen Daseinsvorsorge 
wie Bildung, Gesundheit, Rente, 

Energieversorgung, Verkehr, Teile 
der Wohnungen, Teile der Kultur, 

Wasserver- und Entsorgung, Mül­
lentsorgung usw. nicht privatisiert 
werden dürfen. Im Gegenteil, der 
öffentliche Sektor sollte nicht als 
staatliche Altlast, die privatisiert 

werden müsse, betrachtet werden, 
sondern als ein eigenständiger und 

wichtiger Bereich in der Wirt­
schaft.«

Gregor Gysi, 2009

also die Art und Weise, wie politische Forde‑
rungen durchgesetzt werden, die verschie‑
denen politischen Lager mehr unterscheidet, 
als das, was sie fordern. Wenn die verschie‑
denen linken Kräfte nicht in der Lage sind, durch 
strategische Kooperation die gesellschaftlichen 
Strukturen zu verändern, so werden ihre Erfolge 
nur darin bestehen, besonders mobilisierungs‑
starke Interessen einzelner Gruppen in einem 
Feld zur Geltung zu bringen, das vor allem 
durch die neoliberalen Eliten bestimmt wird,. 
Die Rechtfertigung dieser bestünde vor allem 
darin, der herrschenden Politik für die »kleinen 
Leute«, für Minderheitenrechte usw. auch un‑
ter sehr widrigen Umständen Zugeständnisse 
abzuringen. Dies gilt für Gewerkschaften, die 
dann vor allem ihre Kernmitgliedschaft in den 
Großorganisationen vertreten würden, soziale 
Bewegungen mit libertären Forderungen oder 
auch eine Linkspartei, die in Opposition oder 
auch Landesregierung keinen wirklichen Rich‑
tungswechsel von Politik befördern könnte.

Alle genannten Kräfte werden nur dann 
die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse, die 
Macht- und Eigentumsstrukturen transforma‑
torisch wandeln können, wenn sie in der Lage 
sind, eine Doppelstrategie zu realisieren, die die 
Verteidigung konkreter Interessen ihrer Kern‑
gruppen mit übergreifenden Anliegen zu verbin‑
den vermag, erstere nicht als »unwichtig« abtut 
und letztere nicht einfach kurzfristigen Zielen 
opfert. Die Gewerkschaften müssten die Frage 
des Kampfes um Beschäftigungssicherung mit 
konkreten Erfolgen bei der Demokratisierung 
der Betriebe und der Konversion/dem Struk‑
turwandel der Volkswirtschaft in ökologischer 
und sozialer Hinsicht organisch verknüpfen. 
Auch die bürgernahe Reform des öffentlichen 
Dienstes wäre eine solche Aufgabe. Soziale 
Bewegungen müssten von ihrer Seite die In‑
teressen der gewerkschaftlich organisierten 
Beschäftigten in ihre Kämpfe systematisch ein‑
beziehen. Libertäre Forderungen dürfen nicht 
abgekoppelt werden von berechtigten Erwar‑
tungen bedrohter mittlerer und unterer Grup‑
pen und das Gefühl für die Gegenseitigkeit 
von Rechten und Pflichten nicht ignorieren (si‑
ehe dazu die Diskussion zum bedingungslosen 
Grundeinkommen oder zum Asylrecht).5

Eine wesentliche Ursache der Schwäche der 
Linken in Deutschland ist die Fragmentierung 
ihrer politischen Formationen. Die SPD hat sich 
im Kampf um die Regierungsfähigkeit zu einem 
Vorreiter neoliberaler Politik gemacht und sich 
damit zugleich selbst nachhaltig geschwächt. 
Die Grünen sind immer stärker zu einer liber‑
tär und marktwirtschaftlich orientierten Partei 
der Neuen Mitte und der Besserverdienenden 
mutiert. Die Partei DIE LINKE dagegen hat sich 
in Auseinandersetzung mit Rot-Grün formiert 
und aus dem Gegensatz zu diesen ihre rela‑
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tive Kraft gezogen. Aber für eine längerfristige 
Etablierung wird sie als Kraft der Kooperation, 
der offenen Problemsuche, der Bürgerbeteili‑
gung gebraucht, die Probleme nicht vor allem 
als Mittel der eigenen Profilierung, sondern als 
Grund für die Suche nach besseren Lösungen 
versteht und imstande ist, deren tatsächliche 
Durchsetzung zu bewerkstelligen oder wenig‑
stens nachhaltig zu befördern. 

Die jetzige Lage bedeutet für SPD und Grü‑
ne, auf Bundesebene dauerhaft Juniorpartner 
von CDU/CSU zu sein oder sich mit der FDP als 
Exponenten marktradikaler Politik zu verbün‑
den. Unter diesen Bedingungen kann die SPD 
Ziel, Kanzlerpartei zu werden, kaum erfüllen, 
und beide, SPD und Grüne, verzichten auf die 
Chance der Bildung einer eigenen Mitte-Links-
Formation. In der Konsequenz nimmt die Span‑
nung zwischen soziallibertären und marktliber‑
tären Gruppen in der Partei Die Grünen zu, und 
die SPD vermag es nicht, sich zwischen der 
Option eines Juniorpartners der CDU und dem 
Kampf um ein ernsthaftes Mitte-Links-Bündnis 
(1998 der Politik der Neuen Mitte geopfert) zu 
entscheiden und hat sich durch die Absage an 
jede Kooperation mit der Partei DIE LINKE auf 
Bundesebene wesentlicher Optionen entledigt. 
Beide verdammen sich zur politisch-gesell‑
schaftlichen Subalternität innerhalb eines von 
konservativ-rechten geführten »bürgerlichen 
Lagers« – in welcher parteipolitischen Konstel‑
lation auch immer. Die Partei DIE LINKE da‑
gegen ist unter solchen Bedingungen auf ihre 
Funktion als Protestpartei festgelegt und bleibt 
gleichfalls, wenn auch als Opposition, einge‑
bunden in ein Parteiensystem, das neoliberale 
Politik weiter trägt. Die LINKE, die SPD wie die 
Grünen haben gute Gründe, diese Situation zu 
überwinden. 

Noch aber fehlt es an einer offenen stra‑
tegischen Diskussion zwischen der gewerk‑
schaftlichen, der sozialen und der politischen 
Linken sowie zwischen SPD, Grünen und der 
Partei DIE LINKE, wie eine breite Allianz für 
einen gesellschaftlichen Richtungswechsel 
geschaffen werden könne. Kurzfristige Zielstel‑
lungen und Taktik dominieren gegenüber dem 
Aufbau von Kooperationsfähigkeit und Stra‑
tegien gemeinsamer Gewinne. Auch die Krise 
hat die Dringlichkeit eines solchen Bündnispro‑
jekts und die dazu gehörende Bereitschaft zur 
Selbstveränderung und Akzeptanz von Diffe‑
renz nicht erhöht. 

Die Partei DIE LINKE sollte durch ihre Stra‑
tegie zur Bildung einesbreiten sozialen, poli‑
tischen und kulturellen Bündnisses beitragen, 
welches das Projekt einer solidarischen Um‑
gestaltung trägt und vorantreibt. Dazu muss 

»Statt des großen Wurfs ist 
daher vorerst die ernüchternde 
Fortsetzung beharrlicher Klein­
arbeit gefragt, freilich jenseits 
der eingefahrenen Routinen 
und Ressorts und zugeschnit­
ten auf die Krisensituation. 
Aktionismus, das Jagen von 
einer Demo zur nächsten, ist 
Kraftvergeudung. Stattdessen 
sind:
m	� kompetente und schnelle 

Aufklärung und Informati­
on über die Krise und ihre 
jeweils aktuelle Manifestati­
onen, 

m	� die Schaffung von Allianzen 
in die Mitte der Gesellschaft 
hinein,

m	� die Unterstützung spontan 
entstehender betrieblicher 
und sozialer Proteste,

m	� Netzwerkbildung europäisch 
und transatlantisch 

unter den gegeben Bedin­
gungen Eckpunkte einer Strate­
gie, die die schmalen Spiel­
räume auszuschöpfen in der 
Lage sein könnte. Das erscheint 
bescheiden, die Schaffung der 
dafür geeigneten Strukturen 
und die Umsetzung in prak­
tisches Handeln wäre sehr viel. 
Ansonsten ist operieren auf 
Sichtweise nötig. Die Entwick­
lung kann jeden Moment ab­
rupte Wendungen nehmen. Und 
dafür gilt die Parole von Prinz 
Hamlet: ›Bereit sein ist alles.‹«

Peter Wahl, 2009

sie, soweit ihr dies überhaupt möglich ist, die 
Anreizstruktur von Gewerkschaften, sozialen 
Bewegungen, aber auch von SPD und Grünen 
verändern – die Möglichkeit verstärken, dass 
diese auf ein linkes, ein solidarisch-emanzipa‑
torisches Projekt setzen. 

Die herrschende Politik zeigt Risse zwi‑
schen jenen, die möglichst schnell und noch 
radikaler zur neoliberalen Politik ex ante zu‑
rückkehren wollen, jenen, die den Finanzmarkt-
Kapitalismus mit modifizierten Mitteln einer 
strikteren Regulierung und einer begrenzten, 
auch ökologischen Modernisierung, besser zu 
kontrollieren suchen und deshalb auch zu Zu‑
geständnissen bereit sind, sowie jenen, die er‑
kannt haben, dass der Kapitalismus nur durch 
eine grundlegendere Umgestaltung im Rahmen 
eines Green New Deal oder Public New Deal 
zu erhalten ist. Genau an diesen Rissen kann 
transformatorische Politik auch aus der Minder‑
heits- oder und Schwächeposition heraus ihre 
Keile in den herrschenden Block treiben und 
eine transformatorische Dynamik auslösen, die 
über den Kapitalismus hinausweist. Die LINKE 
kann insbesondere einen eigenen Beitrag zur 
Verbindung beider Ansätze und zur Ausarbei‑
tung ihrer ebenso strategischen wie visionären 
Potentiale leisten. 

Wenn es richtig ist, dass wir uns erst in der 
embryonalen Phase einer neuen Formation 
oder Produktionsweise befinden, dann besteht 
noch die Chance, auf deren Struktur und Aus‑
richtung Einfluss zu nehmen – in der Bundes‑
republik und in der Europäischen Union. Die 
jetzt ablaufenden Lernprozesse werden in Mo‑
menten neuer Richtungsentscheidungen ent‑
scheidend sein. Ein solcher strategischer Blick, 
der das jetzige Eingreifen immer auch an die‑
sen langfristigen Zielen orientiert, kann helfen, 
aus der Krise eine Chance zu machen unddie 
Bedingungen für einen Richtungswechsel zu 
schaffen.

These 12: Die Perspektive des demokra­
tischen Sozialismus als Bruch mit kapitaldo­
minierten Gesellschaften ist unverzichtbar 
für linke alternative Kräfte 

Die Tiefe der Krise fordert überzeugende Al‑
ternativen. Doch die Linke hat auf die Krise des 
kapitalistischen Systems nicht sofort und offen‑
siv mit dem Aufrufen ihres alternativen Gesell‑
schaftsprojekts antworten können. Sie hat es 
nur unzureichend vermocht, die Konturen einer 
zukunftsfähigen gerechten Gesellschaft in die 
öffentliche Suche nach Antworten auf die Krise 
einzubringen. 

Die konkreten Forderungen und Politikan‑
gebote linker Kräfte für eine sozialökologische 

5	 Die Isolierung der linkslibertären Bewegung in den USA seit den 1960er Jahren gegenüber größeren Teilen der weißen 
Arbeiterschaft ist dafür ein prominentes Beispiel. 
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Wirtschaftspolitik, für die Abwendung einer Kli‑
makatastrophe und eine solare Energiewende, 
für friedliche Konfliktlösung und Abrüstung, für 
gute Arbeit, solidarische Sicherungssysteme, 
moderne Bildung unabhängig von sozialer Her‑
kunft, Erneuerung der Demokratie und Wirt‑
schaftsdemokratie sind eine Antwort auf die 
zentrale Frage, was Menschen für die Freiheit 
eines selbstbestimmten Lebens brauchen, und 
sie bilden den roten Faden in der programma‑
tischen Großen Erzählung der Linken. Während 
die Vision einer solidarischen Gesellschaft be‑
tont, dass an die Stelle der antagonistischen 
Vermittlung der Widersprüche moderner Ge‑
sellschaft die Gestaltung einer freien Entwick‑
lung jeder und jedes Einzelnen als Bedingung 
der solidarischen Entwicklung aller ins Zentrum 
rückt, betont der demokratische Sozialismus 
den Systembruch, die Überwindung der kapi‑
talistischen Macht- und Eigentumsverhältnisse 
und der Profitdominanz.

Gestützt auf die langjährige programma‑
tische Diskussion in der PDS und Linkspartei, 
der WASG und verschiedenster Gruppen der 
sozialen Linken und auch auf die davon in die 
»Programmatischen Eckpunkte« der LINKEN 
aufgenommenen Grundgedanken, setzt DIE 
LINKE den Reaktionen der Herrschenden auf 
die Krise dieemanzipatorische Alternative einer 
gerechten, solidarischen Gesellschaft entgegen:

Erstens: Eine Gesellschaft der individuellen 
Freiheit, in der jede und jeder in sozial gleicher 
Weise an den Bedingungen eines selbstbe‑
stimmten Lebens in sozialer Sicherheit und So‑
lidarität teilhaben – das ist der Grundgedanke 
des demokratischen Sozialismus. Das ist die 
Leitidee nicht erst für eine künftige Gesellschaft, 
sondern für den transformatorischen Prozess, 
der mitten in der bürgerlichen Gesellschaft 

beginnt und über sie hinausführen kann. Be‑
dingungen solcher Persönlichkeitsentfaltung 
sind Existenz sichernde und sinnvolle Arbeit, 
Bildung und Kultur, hochwertige Leistungen 
des Gesundheitswesens und der sozialen Si‑
cherungssysteme, demokratische Beteiligung 
an gesellschaftlichen Entscheidungen (auch 
jenseits des repräsentativen Parlamentarismus) 
und Umweltgerechtigkeit in einer befriedeten 
Welt. Die sozial gleiche Teilhabe an diesen 
Grundgütern für jede und jeden ist die Grundla‑
ge individueller Freiheit. Deshalb können diese 
Güter »Freiheitsgüter« genannt werden.

Zweitens: In einer zukunftsfähigen Gesell‑
schaft wird das Öffentliche – öffentliche Gü‑
ter, öffentliche Daseinsvorsorge, öffentliches 
Eigentum, öffentliche und öffentlich geförderte 
Beschäftigung, öffentliche Räume und Teilhabe 
der Öffentlichkeit an Entscheidungen – zur con‑
ditio humana für individuelle Freiheit. Es wird 
zum Medium der Solidarität, weil es Teilhabe‑
gerechtigkeit an elementaren Lebensbedingen 
oder Freiheitsgütern zu bieten vermag. Das 
Öffentliche wird zum Halt der Einzelnen gegen 
eine Zukunft der Entsicherung und Ausgren‑
zung. Es geht darum, im Zusammenschluss 
mit Anderen Verfügung über die unmittelbar 
relevanten Lebensbedingungen zu erlangen 
(Holzkamp). 

Reformschritte und das Streben nach einem 
revolutionären Bruch werden oftmals als un‑
überbrückbare Gegensätze betrachtet. Aber 
für diesen Widerspruch zwischen Reform und 
Revolution gibt es Bewegungsformen und Lö‑
sungen, die sich in einem voraussichtlich langen 
Prozess solidarischer Transformationen entwi‑
ckeln – Menschen in der sich dann herausbil‑
denden solidarischen Gesellschaft suchen da‑
bei ihren Weg zur sozialistischen Gesellschaft. 

»Vorwärts, und nie vergessen, 
worin unsre Stärke besteht!

Beim Hungern und beim Essen, 
vorwärts, nie vergessen:  

Die Solidarität!«

Bertolt Brecht, 1930

»An die Stelle der alten bürger­
lichen Gesellschaft mit ihren 

Klassen und Klassengegensätzen 
tritt eine Assoziation, worin die 

freie Entwicklung eines jeden die 
Bedingung für die freie Entwick­

lung aller ist.« 

Karl Marx, Friedrich Engels, 1848
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